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Materialien 
(ohne Anspruch auf Vollständigkeit) 

 

 
1.1.2001 Steuerreform Eichel/Schröder tritt in Kraft 
als 1. Stufe der Umverteilung von unten nach oben 

    zum Thema 
 

„Der Kampf um eine gerechte Rente – 

gestern, heute und morgen“ 
 

 

Einladung zur Teilnahme am „Rentner-Danktag“  
 

Am Dienstag, den 1. Juli 2008, 16-19 Uhr 

Luisenplatz und Innenstadt Darmstadt 
 

Aktiv werden lohnt sich! 
 

 
 
 
 
 

   Kontakt:   darmstadt@dgb.de, Tel. 06151-3997-0
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Der Hinweis auf die „Herausforderungen der Globalisierung“ mutiert zur Allzweckwaffe und 
zum Totschlagargument, wenn es darum geht, Löhne und Gehälter, Renten und Arbeitslo-
sengeld zu senken, die sozialen Sicherungssysteme abzubauen und schrittweise zu priva-
tisieren, Arbeitszeiten zu verlängern, Tarifverträge auszuhöhlen, insgesamt eine gewaltige 
Umverteilung von unten nach oben zu organisieren. In diesem Zusammenhang wird nur 
auf Teilaspekte der „Globalisierung“ Bezug genommen, auf Standortlogik, Erhalt und Aus-
bau der internationalen Wettbewerbfähigkeit. Diese „Herausforderungen“ werden dabei als 
quasi Naturgewalt, als unabänderlich mystifiziert, darin begründete und daraus abgeleitete 
politische Handlungsempfehlungen und Konzeptionen werden als alternativlos ausgege-
ben. 
 

Mythos Globalisierung - Fakten hinter dem Propagand anebel 

Deutschland Exportweltmeister  = Sprengstoff für Eu ropa 

Der deutsche  Exportüberschuss lag 2006 bei 164,5 Milliarden €. In den 10 Jahren 1997 
bis 2006 summierte sich der Außenhandelsüberschuss auf 1085 Milliarden €. Über 80 % 
davon wurden in Europa realisiert !

Allein 2006 verschuldeten sich die wichtigsten europäischen Länder gegenüber der 
Deutschland-AG in folgender Höhe: Frankreich: 22,6 Milliarden, Spanien 22,9, GB 22,5, 
Italien: 19,7, Österreich: 9, Belgien 13,7 Milliarden. 

Im Gegenzug wird durch Kapitalexport Europa ökonomisch erobert. 

Deutsches Kapital: Globalisierungsgewinner durch Lo hn- und Sozialdumping 

Der Grund: die Lohnentwicklung in Deutschland liegt im Gegensatz zu anderen Ländern 
seit Jahren unter der Produktivitätsentwicklung. Durch Lohn- und Sozialdumping werden 
die Partnerländer an die Wand gespielt. Der Standortwettbewerb ist eine Spirale nach un-
ten. Die Proteststreiks in Frankreich oder Italien zeigen:             

Der Exportweltmeister exportiert damit auch Umverte ilung von unten  
nach oben und Sozialabbau !  

Die anhaltenden Leistungsbilanzungleichgewichte innerhalb der EU werden enorme 
Transferleistungen, ähnlich wie zwischen West- und Ostdeutschland, nach sich ziehen.  

Standortschwäche = faustdicke Lüge  
zur Rechtfertigung der Umverteilung  

Und: Deutschland schädigt durch Lohn- und 
Sozialdumping auf Dauer das eigene Wachstums-
potenzial. Lohndrückerei reproduziert und ver-
schärft die Krankheit in Deutschland und Europa.  
(Alle Zahlen: Statistisches Bundesamt) 

 



Mythos Alterung  

Zwischen 1900 und 2000 stieg die Lebenserwartung um 30 Jahre – die Renten wurden finanziert. 
Katastrophen gab es ganz anderer Art. Bis 2050 soll die Lebenserwartung nochmals um 6 Jahre 
steigen – was soll daran katastrophal sein ? 

Die Zahl der über 65-jährigen stieg von 1950 bis 2000 auf mehr als das Doppelte bei rückläufigen 
Geburtenzahlen und gleichzeitigem Ausbau der Sozialsysteme bis etwa 1982. 

1960 kam 1 Rentner auf 5 Erwerbstätige, heute 2008 sind es 1 zu 2 und 2050 sollen es 1 zu 1 
sein. Na und ? 

Der Übergang von einem „1/5“-Rentner pro Erwerbstät igen zu einem „1/2“ Rentner pro Er-
werbstätigen von 1960 bis 2008 erfolgte in knapp we niger als 50 Jahren. Die Belastung der 
Erwerbstätigen stieg dadurch im langfristigen Durch schnitt um etwa 0,5 %. 

Bei einer Steigerung von nur 1,4 % jährlich verdopp elt sich die Produktivität der Erwerbstä-
tigen in 50 Jahren. Damit kann auch die Altersverso rgung – wie in der Vergangenheit - bei 
wachsendem Wohlstand für Alle locker finanziert wer den. 

Betrachtet man das Verhältnis aller Nicht-Erwerbstätigen (Kinder, Jugendliche, Arbeitslose, Rent-
ner usw.) zur Zahl der Erwerbstätigen, so sieht die zukünftige Entwicklung keineswegs dramatisch 
aus. 

Nicht das Zahlenverhältnis von „Jungen“ zu „Alten“ („Altenquotient“) ist entscheidend, 
sondern vor allem: 

 die Produktivitätsentwicklung 

 die Verteilung der Wertschöpfung  

 das Verhältnis von Erwerbstätigen zu Nicht-Erwerbstätigen („Gesamtquotient“) 

  die Arbeitsmarktlage  

 

Nicht Geburtenrückgang und steigende Lebenserwartun g führen zu 
Rentenabbau und Altersarmut, sondern ausschließlich  die neoliberalen 
„Reformen“ mit dem eigentlichen Zweck der Umverteil ung von unten 
nach oben, vom Arbeitslohn zum Profit. 
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Mythos:  Wegen der zunehmenden Alterung der Gesellschaft 
müssen die   Rentenempfänger Verzicht am realen 
Lebensstandard üben. 

 
Parole ist: Heute kommt ein Rentenempfänger auf zwei Beitragszahler, im Jahre 2050 wird ein 
Rentenempfänger auf einen Beitragszahler kommen. 1960 war das Verhältnis noch 1 zu 5. Es wird 
der Eindruck vermittelt, dass die Beiträge für die Rentenversicherung (RV) quasi ins Unendliche 
steigen würden und höhere Beiträge seien den Beitragszahlern nicht mehr zuzumuten, weil dadurch 
ihr Lebensstandard schrumpfen würde. Mit dieser Begründung wurden die Riester-Treppe und 
Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenberechnung eingeführt. Hinzu kommen Sonderabgaben und Zu-
zahlungen sowie die wieder ansteigende Inflation. Alles zusammen führt dazu, dass der Lebens-
standard der Rentenempfänger seit Jahren schrumpft, ohne dass es den Beitragszahlern besser geht.   

Die Propagandisten dieser Forderung vergessen bewusst, dass bis 2050, d.h. in über 42 Jahren, 
gleichzeitig auch die Produktivität der Beitragszahler steigt. In den letzten 20 Jahren stieg sie, be-
reinigt um die Preissteigerungen (= real) um jährlich etwa 1,4 % pro Erwerbstätigen. Auf die nächs-
ten 42 Jahre hochgerechnet wäre das das etwa 1,8-fache an Produktivität.  

Die Belastung der Beitragszahler durch mehr Rentenempfänger steigt in der gleichen Zeit dagegen 
nur auf das 1,231-fache oder etwa 0,5 % pro Jahr! 

Die Produktivität der Beitragszahler (BZ) wächst also 2,7-fach  
(1,4 % zu 0,5%) so schnell wie die Belastung der BZ durch die  
relative Zunahme der Rentenempfänger (RE) ansteigt.   

Es kann also nicht nur der Lebensstandard der schrumpfenden Zahl der Beitragszahler sowie der 
steigenden Zahl von Rentenempfängern gesichert werden, sondern es gibt über den Inflationsaus-
gleich hinaus noch etwas zu verteilen, auch wenn die Beitragsätze für die Rentenversicherung von  
2 * 10,0 % = 20% auf etwa 2 * 17,5 % = 35% steigen.  

Voraussetzung ist, dass  die Beitragzahler jährliche Lohnerhöhungen (Lohn-Summe) in Höhe 
ihrer Produktivitätssteigerung plus Inflationsrate durchsetzen können, was einer verteilungs-
neutralen Lohnentwicklung entspricht. 

Ausgehend von den oben genannten Daten zur Entwicklung der Produktivität der BZ und des Ver-
hältnisses von BZ zu RE  haben wir mögliche Varianten  durchgerechnet und die Ergebnisse weiter 
unten zusammengestellt. Alle Beispiele sind damit um Inflationseffekte bereinigt, die Kaufkraft ei-
nes € bleibt gleich.  
 
Realität: „Die laufenden Produktivitätssteigerungen der Beitragszahler - auch wenn ihre Zahl 
abnimmt - erlauben locker einen Inflationsausgleich für die Rentenempfänger – auch wenn 
ihre Zahl zunimmt - ohne dass der reale Netto-Lohn bzw. Lebensstandard der Beitragszahler 
schrumpfen muss. Es ist sogar eine durchschnittliche Steigerung von fast 1 % pro Jahr beim 
Lebensstandard für beide Gruppen möglich. Von daher ist die Forderung nach einem Inflati-
onsausgleich eher bescheiden.“  

Die realen Netto-Löhne und Netto-Renten sinken aber schon seit 10 und mehr Jahren. Ange-
sichts der Stagnation oder Schrumpfung des Lebensstandards bei den Beitragszahlern und erst recht 
bei den Rentenempfängern stellen sich die Fragen:  

Wo liegen die Ursachen dieser gegenläufigen Entwicklung von sinkendem Lebensstandard 
und wachsender Produktivität der Beitragszahler?  
Wohin gehen die Produktivitätsgewinne und gesellschaftlicher Reichtum eigentlich?                          



Vor allem sind zu benennen  

- die zunehmenden Unternehmer- und Vermögenseinkommen (siehe fallen-
de Lohnquote),  

- die Finanzmärkte mit den extrem hohen Einkommen und Sachausgaben 
sowie von ihnen „verbrannten Zig-Milliarden“, die die Gesellschaft in ir-
gendeiner Form tragen muss  und  

- die zunehmenden Ausgaben für Militär, Sicherheit (nicht die der kleinen Leu-
te), Manipulation und dgl. (Eine Thematik die weitgehend mit einem gesell-
schaftlichen Tabu belegt ist). 

Dort sitzen die wahren Nutznießer der Renten- und anderer Lügen. Und sie tun 
alles dafür, dass sich die Verhältnisse bis 2050 und darüber hinaus in ihrem In-
teresse entwickeln,  wenn wir nichts dagegen tun.  
 
An erster Stelle der Aktionsfelder steht und bleibt die aktive Lohnpolitik und 
die Rentenpolitik, also die Verteilungspolitik! 
Schon bei einer verteilungsneutralen Lohnpolitik (d.h. keine weiter fallende Lohnquote) kann trotz 
Beitragserhöhungen der Lebensstandard der Beitragszahler und(!) der Rentenempfänger weiter 
wachsen: Also Schluss machen mit der Umverteilung von unten nach oben. 
Der Beitragssatz könnte niedriger sein, wenn man z.B. die Versicherungspflichtgrenze und die 
Beitragsbemessungsgrenze erhöhen würde. Beitragsbemessungsgrenze hieß 2007, für den Ver-
dienst, der über 63.000 € (54.600 € im Osten) hinausgeht, muss kein Rentenversicherungsbeitrag 
mehr bezahlt werden, nicht von den Arbeitnehmern und nicht von den Arbeitgebern. Darüber ent-
scheidet die Bundesregierung per Kabinettsbeschluss. Die rot-grüne Regierung hätte das machen 
können, auch gegen die viel beklagte Blockadepolitik des CDU/CSU im Bundesrat. Sie wollte aber 
nicht. Warum wohl? 
 
Wer zu den zu den „Belastungen“ durch die Finanzmärkte, durch Luxuskon-
sum und Vergeudung,  durch die steigenden Militär-, Sicherheits-, Manipulati-
ons- und dergleichen Ausgaben schweigt, sollte seinen Mund halten zu den „Be-
lastungen“ durch die „Älteren“, die ja in der Generationenfolge die Vorausset-
zungen für den Lebensstandard der „Jüngeren“ schaffen.    
 
---- 
Kurze Erläuterung der zugrunde liegenden Berechnungen:  
Die jeweilige Belastung der BZ ergibt sich recht einfach aus dem Lebensstandard der BZ plus Lebensstandard der RE 
geteilt durch die Anzahl der BZ pro RE,   
z.B.      = 100 + 60 / 2  für 2008      und   = 100 + 60 / 1 für 2050 
Für einen Vergleich über einen Zeitraum von T Jahren müssen wir die Belastung im Jahr T (z.B. 2050) durch die Belas-
tung im Jahr 0 (z.B. 2008) teilen und erhalten das x-fache an Belastung in T gegenüber 0,    
z.B.  = (100 + 60) / (100 + 30) = 1,231   
Ziehen wir aus dem x-fachen  (z.B. 1,231) die T-te (z.B. 42.) Wurzel erhalten wir die durchschnittliche Steigerung der 
Belastung pro Jahr,  
z.B   = 42. Wurzel aus 1,231  = 1,00496,  d.h. 0,496 % pro Jahr   

Unsere Überlegungen gibt es auch in Form von Lohn- und Renten-Abrechnungen in € und %  für die Jahre 2008 
und 2050, allerdings etwas komplexer. Soweit die Berechnungen (1 Seite) hier nicht angelegt sind, können Interes-
sierte sie beim DGB Darmstadt (06151-3997-0, darmstadt@dgb.de) anfordern. 



Mythos:  Die „Alten“ beuten die „Jungen“ aus 
 Unterthema: „Rentenempfänger“ (RE) beuten „Beitragszahler“ (BZ)  aus.  

 

Für die Parole dient die Prognose:  2008  finanzier t ein BZ einen „halben“ RE 

2050  finanziert ein BZ einen „ganzen“ RE 

Für unsere Untersuchung setzen wir für 2008 den Lebensstandard eines BZ auf 100 und 
den Lebensstandard eines RE auf 60, d.h. 60% des BZ-Lebensstandards.  

2008  produziert ein BZ einen Lebensstandard von 13 0,  
d.h. 100 für sich und 30 für einen „halben“ Rentner    

2050  produziert ein BZ einen Lebensstandard von 16 0,  
d.h., 100 für sich und 60 für einen „ganzen“ Rentne r   

Soll der Lebensstandard der RE und der BZ zwischen 2008 und 2050 auf gleichem Niveau 
gehalten werden, muss die Produktion von Lebensstandard von 130 auf 160, auf das 
1,231-fache bzw. um 23,1 % gesteigert werden.  Daraus folgt:  

Die Belastung der BZ steigt in 42 Jahren auf das  1,231-fache bei 0,496 % p.a. 

Laut Mitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 27.9.07 stieg zwischen 1991 und 2006 die 

Produktivität je Erwerbstätigen auf das    1,225-fache   bei     1,362 % p.a. 
Produktivität je Erwerbstätigen-Stunde auf das    1,324-fache   bei     1,889 % p.a. 

Hochgerechnet von 15 auf 42 Jahre steigt bis 2050 die  

Produktivität je Erwerbstätigen auf das        1,765-fache bei 1,362 % p.a. 
Produktivität je Erwerbstätigen-Stunde auf das  2,195-fache bei 1,889 % p.a. 

Realität:  Die Produktivität je Beitragszahler (BZ)  steigt langfristig 2,75-mal 
  schneller als die Belastung durch mehr Rentenempf änger (RE) 

Was passiert, wenn die Produktivitätsentwicklung den BZ und RE voll zukommt?  

Realität:       Die Entwicklung der Produktivität j e Erwerbstätigen ermöglicht bis 2050 
den Lebensstandard von BZ und RE gleichmäßig auf da s 1,434-fache zu 
steigern. Die Entwicklung der Produktivität je Erwe rbstätigen-Stunde 
als Grundlage ermöglicht das 1,783-fache.  

Die Entwicklung des Lebensstandards  und seine Verteilung in 2050 zeigt folgende Tabelle :  
 

2008  1,765-fache Produktivität    2,195-fache Prod uktivität  

Von 130 auf  229,45 gesamt  x-fach    % p.a.    285,35 gesamt  x-fach    % p.a 

Von 100 auf  143,42 pro BZ  1,434  0,862 %  178,34 pro BZ  1,783  1,387 % 

Von   60 auf    86,04 pro RE  1,434  0,862 %   107,01 pro RE  1,783  1,387 %   

 

Die Tabellen zeigen auch die Spielräume für eine fu nktionierende Solidargemein-
schaft von BZ und RE. Aber der Lebensstandard der B Z stagniert oder geht langfris-
tig zurück, noch mehr der Lebensstandard der Renten empfänger und noch mehr 
der Lebensstandard der Arbeitslosen. Wohin gehen di e Produktivitätsgewinne und 
der dadurch mögliche gesellschaftliche Reichtum? 



Mythos:  „Entlastung des Faktors Arbeit“ und die Realität 
 

Das Volkseinkommen gliedert sich auf der Primärebene in Kapitaleinkommen und Arbeits-
einkommen. Kapitaleinkommen ist die Summe aus „Unternehmer-“ und „Vermögenseinkom-
men“. Zu den Arbeitseinkommen zählen auch die Einkommen hoch bezahlter Jobs. Die darin ent-
haltenen Markt- oder Machtkomponenten sind an sich Kapitaleinkommen. (Beispiele liefern Vor-
standsvergütungen, die Boni der Finanzjongleure in der Wall-Street oder der Londoner City usw.) 
Der Anteil der Arbeitseinkommen am Volkseinkommen ist die Lohnquote.  

Aus dem Arbeitseinkommen werden im Wesentlichen die Ersatzeinkommen bezahlt. Dazu zählen 
Renten, Pensionen, Arbeitslosen- und Sozialgeld, Bafög und andere Transfers, die via Steuern und 
Abgaben aus vorenthaltenem Arbeitseinkommen quasi an die Empfänger weitergegeben werden 
(Weitergabe- oder Abgabenquote).   

Die ausgewiesenen Beiträge der Arbeitgeber für die Sozialversicherung, wurden vor 20 Jahren noch 
als soziale Wohltat herausgestellt, als eine Art „2. Lohn“ für die Arbeitnehmer  auf den direkten  
1. Lohn für die geleistete Arbeitszeit. In der Folgezeit wurde er in „Lohn-Nebenkosten“ umdefi-
niert, zu einer drückenden Last für Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die nur die Lohnkosten bzw. 
„die Arbeit“ künstlich verteuert,  Einstellungen behindert und so die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit untergräbt. Dass damit die soziale Sicherung finanziert wird und die heutigen Arbeitnehmer 
per Einzahlung auch eine Anspruchsgrundlage für ihren eigenen Bedarfsfall aufbauen, wurde be-
wusst ausgeblendet.  

Der Angriff auf die gesetzlichen Lohnnebenkosten – neben den individuellen, betrieblichen und 
tarifvertraglichen – wurde zur zentralen Aufgabe der jeweils Regierenden erklärt, unterstützt von 
willigen „Experten“ und Journalisten. Das Spektrum reicht von Blüm mit einer Umverteilungsbi-
lanz von 98 Milliarden DM in 16 Jahren, zu Eichel und Riester*, zur Agenda 2010, den Hartz-
Gesetzen und anderen Maßnahmen zur Beschneidung von sozialen Leistungen und Rechten bis hin 
zur heutigen „Weiterentwicklung“.  Seehofer bezifferte die seit 1982 durchgesetzte „Entlastung“ 
der Rentenversicherung auf etwa 100 Mrd. €  pro Jahr.   

(*Dazu ein Zitat von Rürup: „Riester ist effektiver  als Blüm!“ und „genialisch“ im Tricksen) 

Will man die Arbeitnehmer zum Lohnverzicht zwingen, gelingt das politisch leichter, wenn man 
ihnen „gerechterweise“ im Gegenzug „Entlastung“ verspricht und zwar auf Kosten derer, die aktu-
ell Ersatzeinkommen beziehen und sich kaum wehren können. Das sind Rentner, Erwerbslose und 
andere Bedürftige. Die „Reformen“ der letzten Jahre liefern massenhaft Beispiele, wie man Arbeit-
nehmer gegen Ihresgleichen und gegen ihre eigenen Interessen ausspielen kann: Erwerbstätige ge-
gen Erwerbslose, Junge gegen Alte, Frauen gegen Männer, usw. Sie untergraben so, oft ohne es zu 
erkennen, langfristig ihre eigene soziale Sicherung.  

Was von Arbeitnehmer-Seite für den Moment eingespart wird,  muss früher oder später durch 
eigene Zuzahlungen oder Leistungsverzicht der Arbeitnehmerseite doppelt gegen finanziert werden. 
Die Arbeitgeber sind die lachenden Dritten. Ihre „Entlastung“ ist dauernd. 
 

Realität :  Gewinner der „Entlastung des Faktors Arbeit“ ist der 
„Faktor“ Kapital.   Die Arbeitnehmer sparen die Hälf-
te und zahlen dann doppelt dafür.                            
                                                            (Einige Zahlenbeispiele dazu >>>) 

 



Zahlenbeispiele zur Realität der „Entlastung des Faktors Arbeit“  
Nach den „Faustdaten zu den Rentenfinanzen 2007“ der Deutschen Rentenversicherung 
(www.deutsche-rentenversicherung.de) entsprach in der „allgemeinen Rentenversicherung“   

1 % Rentenversicherungsbeitrag  =  8,7 Mrd. € Beitragssumme 
Wird zur „Entlastung des Faktors Arbeit“ der Rentenversicherungsbeitrag um 1 % abgesenkt, spa-
ren bei paritätischer Finanzierung die Arbeitgeber 4,35 Mrd. Euro pro Jahr ohne irgendeine Gegen-
leistung und die Arbeitnehmer ebenso 4,35 Mrd €, aber mit Gegenleistung. Denn der Ausfall der 
8,7 Mrd. Rentenbeiträgen zwingt die Arbeitnehmer-Seite dazu, Leistungsverzicht zu ertragen oder 
zum Ausgleich der entsprechenden „Renten-Lücke“ mindestens 8,7 Mrd. € zur  privaten Vorsorge 
den Finanzmärkten überlassen.  

Der alleinige Gewinner der Einsparung von 1% Rentenbeitrag sind die Arbeitgeber und zwar 
mit netto 4,35 Mrd. Euro auf  Kosten der aktiven Beitragszahler und der Rentner.   

Das gilt auch für die anderen Sozialversicherungen: Die Absenkungen der Beiträge zur Arbeits-
losen-Versicherung von 6,5 % auf 4,2 %  zu Anfang 2007 und noch mal von 4,2 % auf 3,3 % zu 
Anfang 2008 erbrachte der Arbeitergeber- und Kapitalseite 10 Mrd. Euro für 2007 und  erbringt zu-
sätzliche 4 Mrd. Euro für 2008. Pro Jahr sind das zusammen mehr als 14 Mrd. Euro in 2008;  in den 
Folgejahren entsprechend mehr.  

Eine andere Variante dieser Umverteilung von unten nach oben ist, eine bisher beitragsfinan-
zierte Leistung über Steuern zu finanzieren. Auch hier ist die Arbeitgeber- und Kapitalseite per 
Saldo der Gewinner. Denn sie finanziert überschläglich höchstens nur etwa 25 % vom Steuerauf-
kommen statt etwa 50 % bei den Abgaben zur Sozialversicherung. Der Gewinn bei einem Ersatz 
von 1 % Sozialversicherungsbeitrag durch Steuermittel liegt für die Arbeitgeber- und Kapitalseite 
dann immer noch bei mehr als 2,2 Mrd. Euro in 2008, später mehr. 

Typisch für diese Variante ist die Umverteilung durch die Riester-Rente. Nehmen wir das Bei-
spiel eines Arbeitnehmers, der auf seine Einzahlung von 100 Euro eine steuerfinanzierter Prämie 
von 40 Euro erhält, dann beträgt der nun. steuerfinanzierte Anteil der Arbeitgeber- oder Kapitalseite 
etwa 25% von den 40 Euro Prämie,  d.h. nur 10 Euro. Von 140 Euro Beitrag bezahlt die Arbeit-
nehmerseite nun insgesamt 130 Euro statt 70 Euro wie beim paritätischen Umlageverfahren. Die 
Arbeitgeber- oder Kapitalseite bezahlt statt 70 nur noch 10 Euro, d.h. statt bisher 50 % des Renten-
beitrags nur noch etwa 7 % – dank Riester und Co. Zu den Gewinnern zählen auch die Finanzkon-
zerne und andere Kapitale, die das eingesammelte Geld langfristig für sich „arbeiten“ lassen kön-
nen, anders als beim Umlageverfahren.  

Die Entgeltumwandlung für die vom Arbeitnehmer privat finanzierte Altersvorsorge entzieht 
der Rentenversicherung weitere 2,5 Mrd. Euro (2007). Die Arbeitgeberseite spart die Hälfte. Die 
Arbeitnehmerseite muss am Ende das Ganze per Saldo gegen finanzieren. 
 
Die Arbeitnehmer mindern in allen Fällen ihre Ansprüche, z.B.  an gesetzlicher 
Rente, weil das Doppelte der aktuell von ihnen eingesparten Hälfte an Beiträgen 
nicht gezahlt wurde. Sie müssen privat oder über ihren Arbeitgeber quasi den 
gesamten abgesenkten Beitragsprozentsatz irgendwie „gegen finanzieren“ und 
müssen später auch noch Steuern und Abgaben auf die zwischenzeitlich  durch 
Inflation entwertete Rente zahlen. Nicht zu vergessen sind die anderen bekann-
ten Risiken einer Kapitalanlage.   
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Renten-Hasardeure auf wirtschaftspolitischer Geiste rfahrt  

Versicherungswirtschaft im Goldrausch 
231.500.000.000 € (232 Milliarden) gab die gesetzliche, solidarisch umlagefinanzierte  Rentenversicherung 
2007 aus bei Einnahmen von rund 174 Milliarden an Beiträgen und 56 Milliarden aus Bundeszuschüssen. 
Einnahmen = Ausgaben im selben Jahr nach dem Generationenvertrag. Non-Profit.   Verwaltungskosten 
laut Deutscher Rentenversicherung (Haushaltsrechnung) nur 1,5 % ! 

Seit Jahrzehnten giert die höchst organisierte Versicherungslobby nach diesem gigantischen Finanzvolu-
men. Rot-Grün hat mit Riester, Rürup und Co.  die Schleusen geöffnet.  

Ob „privat“ oder gesetzlich – die Renten müssen imm er aus dem laufenden Wertprodukt der Gesell-
schaft finanziert werden. Ob die Gesellschaft alter t oder nicht. Private Rentenfonds sind auf keinen 
Fall „demografiesicherer“ als die gesetzliche Rente , auch sie müssen künftig von weniger Jungen für 
mehr Alte realisiert werden. Es sei denn, man will die deutschen Rentner über die Finanzmärkte zu Nutz-
nießern am Arbeitsprodukt anderer Völker machen. 

Warum also wird dann die sichere gesetzliche Rente mit einer haltlosen Angstkampagne systematisch un-
tergraben und heruntergefahren bis unter die Armutsgrenze ? 

Warum also die „private Säule“ ? 

Kanäle zur Umverteilung - des Rätsels Lösung
Umverteilungsvolumen 

gegenüber einer paritätischen 
Finanzierung

1.

Die Arbeitnehmer sollen mit 4% ihres Lohns "riestern", um die neu 
geschaffene "Riester-Lücke" bei ihrer Rente wieder zu schließen. Am 
Beitrag sparen sie 2% und müssen aber 4% "riestern." Die Arbeitgeber 
sparen auch 2 % pro Jahr auf Dauer. Das sind …

   17,4   Milliarden €       
jährlich *)

2.
Das damit wachsende Steueraufkommen stammt - wie alle  Steuern - zu 
rund  80 % aus Arbeitseinkommen. Das sind etwa …

   16,8   Milliarden €       
jährlich *)

3.

Hunderte von Versicherungen und Banken werben mit über 3.700 (!!!) 
Altersvorsorge-„Produkten“. Ein wahrer Dschungel für trübe Geschäfte. 
Ein Riesenheer an Beratern, Werbeagenturen und Drückerkolonnen ist 
unterwegs. Die Abschlusskosten bzw. Kosten für Werbung, Provisionen, 
Verwaltung, Vorstandsgehälter, Dividen-den usw. sind für 
Normalverbraucher nicht durchschaubar und be-tragen meist 10 % und 
mehr. Hinzu kommen die Kosten für die zentrale Zulagenverwaltung, von 
der Deutschen Rentenversicherung Bund aus Steuermitteln betrieben. 

    X  Milliarden  €        
jährlich **)

4.

Die staatliche Förderung – ohne die die „Produkte“ völlig unrentabel 
wären, erfolgt aus Steuergeldern, also zu 80% von Arbeitseinkommen 
bezahlt – eine staatliche Subventionierung zur Bereicherung der 
Finanzwirtschaft.     Bürokratie- und Subventionsabbau ??? 

    Mehrere Milliarden €      
jährlich **)

Summe
   ca. 40 Milliarden € 

jährlich *)
*)   nach Angaben der DeutschenRenternVersicherung hochgerechnet; 
**)  ein Rentenexperte, Ökonom und Sachverständiger kann das sicher genauer ausrechnen.  
 
Die Privatisierung der Rente dient einzig der Umver teilung von unten nach oben, von den 
Arbeitseinkommen zum Kapital und zur Aufblähung der  Finanzmärkte. 

·  Wenn 10 Millionen Riesterverträge mit 80 € monatlich bedient werden, wären das rund 10 Milliarden im 
Jahr. Und das soll noch viel mehr werden. Mit anderen Vorsorgeformen (Rürup-Rente, Entgeltumwand-
lung usw.) geht es um satte zweistellige Milliardenbeträge. Ein Kaufkraftentzug und eine Konjunktur-
bremse,  größer als durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer.  

·  Diese Beträge werden dem realen Wirtschaftskreislauf entzogen, blähen die Finanzmärkte auf mit zu-
nehmenden Risiken, wie wir sie mit der laufenden Finanzmarktkrise erleben. 

 

 

 



Die Rente in den allerbesten Händen:  

    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rürup  - AWD-Carsten Maschmeyer – Riester 

        In der Mitte: Carsten Maschmeyer – „Champion der Klinkenputzer“  (Stern) 

Jürgen Roth schreibt in seinem Buch: „Der Deutschland-Clan“, Heyne-Verlag 4. Auflage, Taschenbuch, 8,96 
€ auf Seite 77: 

„ …Carsten Maschmeyer ist ein Vertrauter Gerhard Schröders. Er hatte G. Schröder bei dessen 
Wahlkampf 1998 mit Großanzeigen unterstützt. Motto: „Der nächste Kanzler muss ein Niedersach-
se sein.“ Gerhard Schröder wiederum hielt Ende 2004 auf einer Vertriebsversammlung des Unter-
nehmens eine Rede – als Ehrengast. Hier soll der Kanzler eine bewegende Botschaft bei den Ver-
tretern hinterlassen haben: „Sie als AWD-Mitarbeiter erfüllen eine staatsersetzende Funktion. Si-
chern Sie die Rente Ihrer Mandanten, denn der Staat kann es nicht!“ 
 
Auszug aus Süddeutsche Zeitung 11.05.2005 zum Thema AWD und Carsten Maschmeyer: 

„ … nicht nur manche Käufer von geschlossenen Fonds, die sich von dem Finanzdienstleister 
falsch beraten fühlen, sondern auch frühere Mitarbeiter des Unternehmens, deren Rechtsanwälte 
und Verbraucherschützer. Sie sehen hinter der glänzenden AWD-Fassade jede Menge Elend und 
viele Ungereimtheiten.  
Es geht um die Ausbeutung von Kontakten neuer Mitarbeiter, überhöhte Einkommens-
Versprechungen, Umsatzdrückerei und die Frage, wie der Finanzdienstleister mit Zahlen hantiert. 
„Es drängt sich der Eindruck auf, als basiere der Erfolg von AWD maßgeblich darauf, immer wie-
der neue Mitarbeiter anzuwerben und deren Bekannten- und Verwandtenkreis ,auszuschlachten‘.  
Sind diese persönlichen Kontakte erst einmal ,ausgelutscht’, wird es für den Neuen schwer. Nur 
wer seinerseits wieder genug neue Untervermittler angeworben hat, kann Erfolg haben.  
Den meisten Neuen gelingt das aber gerade nicht. Sie landen wieder auf der Straße und stehen 
vor den Trümmern ihrer Existenz“, sagt Wolfgang Scholl, Referatsleiter im Fachbereich Finanz-
dienstleistungen bei der Verbraucherzentrale Bundesverband….“ 
 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Wer selbst recherchieren will – es ist ein weites Feld: z.B.: 
www.bav-verband.de/html/body_wer_stoppt_awd.html;      www.nachdenkseiten.de; 
de.wikipedia.org/wiki/AWD;    www.sueddeutsche.de/wirtschaft/artikel/994/52942/ 
www.riesterrentenbetrug.de 

 



Riester, Walter , SPD Bundesminister a. D. Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat: 

·  Agentur referenten & themen, Hohenstein-Ernstthal, Vorträge, 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Allianz Pension Partners GmbH, München, Vortrag, Juni 2006, Stufe 1 (1000 bis 3500 Euro) 
·  AWD Holding AG, Hannover, Vorträge, April 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Badischer Genossenschaftsverband e.V., Karlsruhe, Vortrag, Februar 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  BBBank Anlagenberatungs- und Versicherungsbereich, Karlsruhe, Vorträge, Mai 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 

Euro) 
·  bbg Betriebsberatungs GmbH, Bayreuth, Vortrag, September 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Berufsbildungswerk der Versicherungswirtschaft Mecklenburg-Vorpommern e.V., Rostock, Vortrag, Oktober 

2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 
·  Bundesverband Deutscher Vermögensberater, Frankfurt/Main, Vorträge, Mai 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Eu-

ro) 
·  BVF GmbH, Rochlitz, Vorträge, 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Delta Lloyd Deutschland AG, Wiesbaden, Vorträge, 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  DEVK Versicherungen, Köln, Schwerin, Vortrag, Dezember 2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro), Vortrag, Februar 

2007, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 
·  Econ Referenten-Agentur, Starnberg, Vortrag, März 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Erhard Redner- und Persönlichkeitsmanagement, München, Vortrag, November 2005, Stufe 1 (1000 bis 3500 Eu-

ro) 
·  EUTOP SpeakersAgency, München, Vortrag, Mai 2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 
·  Feuersozietät Berlin Brandenburg Versicherungen AG, Berlin, Vorträge, 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Focus Magazin Verlag GmbH, Focus-Money, München, Vorträge, 2005, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  geno kom Werbeagentur GmbH, Köln, Vortrag, September 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Georg Seil Consulting GSC GmbH, Wiesbaden, Vortrag, September 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Heimrich & Hannot GmbH, Leipzig, Vortrag, Mai 2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 
·  Nürnberger Versicherungsgruppe, Nürnberg, Vortrag, Juli 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Öffentliche Versicherungen Sachsen-Anhalt, Magdeburg, Vortrag, Mai 2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 
·  Saarland Versicherungen, Saarbrücken, Vortrag, September 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Sparda-Bank Baden-Württemberg eG, Stuttgart, Vortrag, Januar 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro), Vortrag, 

Oktober 2006, Stufe 1 (1000 bis 3500 Euro) 
·  Sparkasse Einbeck, Einbeck, Vortrag, November 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  The London Speaker Bureau, Karlsruhe, Vortrag, März 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Union Investment Privatfonds GmbH, Frankfurt/Main, Vorträge, 2006, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro); März 

2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  universa Lebensversicherungen a.G., Köln, Vorträge, 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Volksbank Lahr, Lahr, Vortrag, April 2007, Stufe 3 (mindestens 7000 Euro) 
·  Westfälische Provinzial Versicherungen AG, Münster, Vortrag, Januar 2006, Stufe 2 (3500 bis 7000 Euro) 

Aus „Wikipedia“ zu Prof. Bert Rürup  

Seit dem 24. Januar 2005 ist Bert Rürup als Referent für den Finanzdienstleister MLP AG tätig. Diese Kooperation 
steht nach Ansicht von Kritikern im Konflikt mit Rürups Mitgliedschaft im Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, auch als die fünf Wirtschaftsweisen bezeichnet. Der MLP-Kommunikationschef 
Michael Pfister kommentierte die Zusammenarbeit mit Rürup wie folgt: "Da viele Menschen von den Veränderungen 
unmittelbar betroffen sind, erwarten wir einen großen Zuspruch für unsere Seminare".  

Bert Rürup ist Vorstandsvorsitzender des MEA Mannheim (Mannheimer Forschungsinstitut Ökonomie und demogra-
phischer Wandel). Aufgrund der Grundfinanzierung des MEA Mannheim durch den Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft aber auch den Bezug von Drittmitteln seitens der Volkswagen-Stiftung und der Thyssen-
Stiftung sehen Kritiker eine Unvereinbarkeit zwischen Rürups Position als Vorstandsvorsitzender des MEA Mannheim 
und seiner Mitgliedschaft im Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, dessen 
Aufgabe in der unabhängigen Beratung aller wirtschaftspolitisch verantwortlichen Instanzen und der Öffentlichkeit in 
Deutschland besteht. 

Weitere Infos: www.nachdenkseiten.de und www.riesterrentenbetrug.de  



  


